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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung und Wohnungswesen

Jahresrückblick 2019: Raumplanung und Wohnungswesen

Der Bereich Raumplanung und Wohnungswesen sah sich im Jahr 2019 durch vier
grosse Themen dominiert. Dazu gehören einerseits zwei Anliegen, die ihren Ursprung
ausserhalb des Parlaments hatten: die im Februar 2019 verworfene
«Zersiedelungsinitiative» und die Volksinitiative für «Mehr bezahlbare Wohnungen»,
die genau ein Jahr später zur Abstimmung gelangt aber im Berichtsjahr parlamentarisch
diskutiert wurde. Aus dem Inneren der politisch-repräsentativen Institutionen hingegen
kamen die anderen zwei grossen Anliegen des Jahres 2019: Anläufe zur Abschaffung des
Eigenmietwerts und zur Revision des Raumplanungsgesetzes (RPG). Allen vier Themen
ist gemein, dass die dazugehörigen politischen Auseinandersetzungen klar entlang eines
Links-rechts-Schemas verliefen, sie medial nur relativ wenig Beachtung fanden und
auch von der sonst so dominierenden Europäisierungsfrage weitestgehend unbehelligt
abliefen.

Zuerst zur Raumplanung. Am 10. Februar lehnten Volk und Stände die Volksinitiative der
Jungen Grünen klar ab. Mit 63.7 Prozent legten gut zwei Drittel der Stimmenden ein
Nein in die Urne; in keinem Kanton fand sich eine Mehrheit. Laut VOTO-Studie
unterstützen zwar 80 Prozent der Befragten das Kernanliegen der Initiative, nämlich
einen besseren Schutz der Schweizer Landwirtschaft und des Kulturlandes. Das
bestehende, eben erst revidierte - und vom Volk 2013 angenommene - RPG wurde
jedoch als genügend zielführend angesehen. Lediglich die Anhängerinnen und Anhänger
der Grünen (zu 91%) unterstützen die «Zersiedelungsinitiative»; die Sympathisierenden
von SVP, CVP und FDP hingegen lehnten sie mit Nein-Stimmenanteilen zwischen 78 bis
84 Prozent ebenso klar ab. SP- und GLP-Anhängerinnen und Anhänger waren gespalten.
Die Stimmbeteiligung von 37.9 Prozent ist als unterdurchschnittlich einzustufen,
ebenso die nur mässige mediale Berichterstattung.

Auch am anderen Ende des Berichtsjahres, im Dezember 2019, findet sich ein für den
den Bereich Raumplanung zwar wichtiges Ereignis, das aber gesellschaftlich nur wenig
Resonanz fand. So lehnte es der eben erst neu bestellte Nationalrat in einer seiner
ersten Abstimmungen ab, auf die vom Bundesrat vorgeschlagene zweite Etappe der
RPG-Revision einzutreten. Bereits im Juni 2019 hatte die UREK-NR «ihrem» Rat
Nichteintreten empfohlen. Im Dezember nun folgte der neue Nationalrat der
Empfehlung seiner alten Kommission: SVP-, FDP- und Mitte-Fraktionen stimmten
geschlossen gegen, SP, Grüne und GLP geschlossen für Eintreten, sodass am Schluss ein
Ergebnis von 108 zu 86 Stimmen für Nichteintreten bei 6 Enthaltungen resultierte.
Pikant dabei ist, dass genau diese zweite Etappe der RPG-Revision als Argument gegen
die Zersiedelungsinitiative benutzt worden war, geht es doch bei beiden um die
bessere Regulierung von Bauten ausserhalb von Bauzonen.

Auch der zweite Teilbereich, das Wohnungswesen, lässt sich für das Berichtsjahr 2019
auf zwei Kernanliegen destillieren. Zum einen sind dies parlamentarische Bestrebungen
zur Aufhebung des Eigenmietwerts. Im Februar 2019 verabschiedete die WAK-SR einen
entsprechenden Vorentwurf, dessen Anstoss auf einer parlamentarischen Initiative
beruhte. Nach der Durchführung ihrer im Frühling 2019 eingeleiteten Vernehmlassung
beschloss die Kommission im August 2019 jedoch, bei der Verwaltung weitere
Informationen zu Zweitliegenschaften, Schuldzinsenabzügen und ausserfiskalisch
motivierten Abzügen für Energiespar- und Umweltschutzmassnahmen einzuholen. Im
November 2019 beantragte die WAK-SR ihrem Rat deshalb eine Verlängerung der
Behandlungsfrist bis Herbst 2021.

Auch die auf Februar 2020 zur Abstimmung angesetzte Volksinitiative «Mehr
bezahlbare Wohnungen» war bereits im Jahr 2019 relevant. Bereits im März stimmten
sowohl National- als auch Ständerat dem Vorschlag der Regierung zu, das Anliegen des
Schweizer Mieterverbands Volk und Ständen zur Ablehnung zu empfehlen. Der Ausbau
von preisgünstigen Mietwohnungen lasse sich besser erreichen, wenn dafür der
sogenannte Fonds de Roulement aufgestockt würde, entschieden Mehrheiten in beiden
Kammern. Auch in der Vernehmlassung hatten sich 24 Kantone sowie der Gemeinde-
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und Städteverband zwar gegen die Initiative aber für diesen indirekten Gegenvorschlag
ausgesprochen. Die Aufstockung tritt nur dann in Kraft wenn die Initiative abgelehnt
wird. 1

Jahresrückblick 2020: Raumplanung und Wohnungswesen

Die Massnahmen zur Eindämmung der Corona-Pandemie dominierten im Jahr 2020 die
politischen Diskussionen im Wohnungswesen. Mit der behördlich verordneten
Schliessung sämtlicher Geschäfte, deren Waren nicht für den täglichen Gebrauch
bestimmt sind, ergab sich ab Mitte März 2020 die Frage, ob von der Schliessung
betroffene Betriebe die Geschäftsmieten dennoch bezahlen müssen. Diese Frage
mutierte im Berichtsjahr zum grössten Zankapfel in diesem Politikfeld und zu einem
Drama in mehreren Akten. Der Bundesrat machte deutlich, dass er nicht in
privatrechtliche Beziehungen zwischen Mietenden und Vermietenden eingreifen wolle
und verwies auf andere Massnahmen, mit denen die Mieterinnen und Mieter die
Krisenzeit überbrücken könnten – namentlich auf die vom Bund verbürgten Kredite für
Corona-geschädigte Betriebe und die Ausdehnung der Fristen bei Zahlungsrückständen
auf Miet- und Pachtzinse. Mehrheitlich anderer Ansicht waren die Wirtschafts- und
Abgabekommissionen, die ihren Räten in der ausserordentlichen Session je eine Motion
vorlegten, mit deren Annahme die Geschäftsmieten für die Dauer der behördlich
verordneten Schliessung ganz (WAK-SR) oder teilweise (WAK-NR) hätten erlassen
werden sollen. Die beiden Parlamentskammern konnten sich indes nicht auf eine
Version zur Lösung dieses als dringlich eingestuften Problems einigen, was in den
Medien als Blamage aufgefasst wurde. Zur Einigung benötigte es eines zweiten, von der
WAK-NR initiierten Vorschlags, der die Aufteilung der Mietkosten in einem Verhältnis
von 40 Prozent (Mieterinnen und Mieter) zu 60 Prozent (Vermieter und Vermieterinnen)
vorsah und der in der Sommersession vom Parlament überwiesen werden konnte. Die
Vernehmlassung zum Entwurf, welchen der Bundesrat aufgrund dieses Vorschlags
ausgearbeitet hatte, fiel kontrovers aus, so dass der Bundesrat in seiner Botschaft
darauf verzichtete, dem Parlament die eigene Botschaft zur Annahme zu empfehlen.
Unterdessen förderte ein von gfs.bern durchgeführtes und im Oktober veröffentlichtes
Monitoring zu den Geschäftsmieten zu Tage, dass eine Mehrheit der Mietenden, die die
Vermieterseite um ein Entgegenkommen gebeten hatten (insg. 38% der Befragten; bei
8% war Antwort noch ausstehend), ein solches erhalten hätten (21% vs. 17% der
Befragten) und dies in sieben von zehn Fällen in Form einer Mietzinsreduktion. 12
Prozent der Befragten gaben ferner an, dass die Vermieterin oder der Vermieter selber
ein Entgegenkommen angeboten habe. Die Studie wurde in der Folge sowohl von den
Unterstützerinnen und Unterstützern als auch von den Gegnern und Gegnerinnen zur
Untermauerung der jeweiligen Position beigezogen. Nachdem die WAK-NR die Vorlage
noch weiter ausgebaut, sie dann ihrem Rat aber doch zur Ablehnung empfohlen hatte,
stellte sich nach anfänglicher Unterstützung auch der Nationalrat in der Wintersession
gegen die Vorlage. Zuletzt war es der Ständerat, der dem Geschäft mit seinem
Nichteintretensentscheid Anfang Dezember den Dolchstoss versetzte. Somit bleibt es –
wo nicht durch kantonale Regelungen anders festgehalten – der Mieter- und
Vermieterschaft überlassen, in Bezug auf die Geschäftsmieten eine Lösung zu finden.

Auch bezüglich der regulären Geschäfte im Wohnungswesen, die nicht in
Zusammenhang mit Covid-19 standen, gab es 2020 kaum gewichtige Fortschritte. Noch
keine abschliessende Annäherung konnte in der Frage rund um die Festlegung
missbräuchlicher Mietzinse erzielt werden. Die RK-SR lancierte erneut eine
Kommissionsmotion mit der Forderung nach einer ausgewogenen Revision und lehnte
drei parlamentarische Initiativen aus der Feder der Vermietenden ab, womit sie von
dem im Vorjahr gefällten Entscheid des Nationalrats abwich. Der Ständerat folgte seiner
Kommission in der Wintersession, gab den parlamentarischen Initiativen keine Folge
und stimmte der Motion zu. Dabei wusste er um den Umstand, dass das Bundesgericht
in einem Urteil von Ende Oktober bereits im Sinne der Initiative Feller (fdp, VD)
entschieden hatte.
Keinen Fortschritt gab es bezüglich des Anliegens nach Abschaffung des
Eigenmietwertes. Der Ständerat lehnte 2020 zwei Standesinitiativen mit dieser
Forderung ab und zeigte sich somit bereit, die Erarbeitung eines Gesetzesentwurfs zur
Umsetzung einer parlamentarischen Initiative abzuwarten. 
Die vom Schweizerischen Mieterinnen- und Mieterverband sowie von verbündeten
Organisationen lancierte Wohnrauminitiative, die die Einführung einer gemeinnützigen
Wohnungsquote von 10 Prozent auf alle neu gebauten Wohnungen verlangt hätte,
scheiterte im Februar in der Volksabstimmung. Damit tritt der indirekte Gegenvorschlag
in Kraft, der eine Aufstockung des Fonds de Roulement zur Vergabe zinsgünstiger
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Darlehen an gemeinnützige Wohnbauträger um zusätzliche CHF 250 Mio. für zehn Jahre
ab 2020 vorsieht. Ebenfalls präsentierte der Bundesrat im Berichtsjahr seine Botschaft
zur Erneuerung des Rahmenkredits für Eventualverpflichtungen in der
Wohnraumförderung für den Zeitraum 2021 bis 2027.

Im Vergleich mit dem Wohnungswesen ebenso wie im Mehrjahresvergleich wurde der
Raumplanung in der Schweizer Politik 2020 lediglich eine marginale Bedeutung zuteil,
wie auch die APS-Zeitungsanalyse verdeutlicht. Der Bereich Wohnungswesen erhielt im
Vergleich zu den drei vorangegangenen Jahren indes überdurchschnittlich hohe
Beachtung. Insbesondere viel Aufmerksamkeit generierte das Wohnungswesen im
Januar im Vorfeld der Abstimmung zur Wohnrauminitiative. 2

Jahresrückblick 2021: Raumplanung und Wohnungswesen

Weder Raumplanung noch Wohnungswesen gehörten 2021 zu den dominierenden
politischen oder gesellschaftlichen Themen. Wie eine Auswertung von Zeitungsartikeln
durch Année Politique Suisse zeigt, tangierten nur knapp ein Prozent der erfassten
Artikel eines der beiden Themen (vgl. Abbildung 2 der APS-Zeitungsanalyse 2021 im
Anhang). Dieser Anteil ist damit klar tiefer als in den letzten beiden Jahren. In den
Medien noch am meisten zu reden gaben die im Berichtsjahr stark gestiegenen
Immobilienpreise, welche insbesondere im Juli für einen grossen Teil der
Berichterstattung im Themenbereich verantwortlich waren. Nicht zuletzt wegen der
relativ grossen Anzahl Artikel über den Immobilienmarkt wurden dieses Jahr erneut
deutlich mehr Zeitungsartikel über das Wohnungswesen als über die Raumplanung
verfasst. Letztere war in der Schweizer Presse im Berichtsjahr kaum je präsent. 

Dass insgesamt relativ wenig über Raumplanung und Wohnungswesen berichtet wurde,
hing wohl auch damit zusammen, dass die beiden Themen dieses Jahr verhältnismässig
wenig durch die 2021 immer noch allgegenwärtige Covid-19-Pandemie beeinflusst
waren. Am ehesten noch Thema war die Pandemie bei den Diskussionen um eine
Lösung bei den Geschäftsmieten. 2020 waren die Geschäftsmieten noch ein
allgegenwärtiges Thema im öffentlichen Diskurs gewesen. Diese Diskussionen setzten
sich 2021 anfänglich fort, da weiterhin weder eine nationale Lösung für
Unterstützungsmodelle noch ein richtungsweisendes Gerichtsurteil bezüglich der
Frage, ob die Geschäftsmietenden ihre Miete aus den Lockdownmonaten schuldig
waren, vorlagen. Aufgrund des im Januar gefällten bundesrätlichen Entscheids, die
Härtefallgelder zu erhöhen, fielen die Diskussionen bezüglich den Geschäftsmieten
2021 jedoch etwas weniger hitzig aus als noch im Vorjahr und die Thematik verschwand
nach und nach aus den Schlagzeilen. Gelöst war die Problematik damit jedoch noch
nicht: Trotz den Härtefallgeldern gerieten zahlreiche Geschäftsmieterinnen und
-mieter aufgrund der erneuten Schutzmassnahmen in finanzielle Schwierigkeiten, wie
der im Juni veröffentlichte zweite Monitoringbericht Geschäftsmieten zeigte.

Das Parlament beschäftigte sich 2021 mit einigen wichtigen Vorlagen im Bereich
Raumplanung und Wohnungswesen, die jedoch bis Ende des Jahres nicht
abgeschlossen werden konnten. Die UREK-SR wagte im Berichtsjahr einen Neustart bei
der zweiten Etappe der Teilrevision des Raumplanungsgesetzes und gab im September
einen entsprechenden Entwurf in die Vernehmlassung. Mit dieser neuen, etwas
abgespeckten Vorlage will die Kommission unter anderem den Kantonen mehr
Handlungsspielraum bezüglich des Bauens ausserhalb von Bauzonen gewähren.
Ausserdem soll die Anzahl Bauten ausserhalb der Bauzonen mit Anreizen stabilisiert
werden, weshalb die Kommission die Vorlage auch als indirekten Gegenvorschlag zur
Landschaftsinitiative präsentierte. Der Bundesrat, der die Initiative ebenso wie das
Parlament ablehnte, verzichtete daraufhin auf einen eigenen Gegenvorschlag.

Die WAK-SR machte vorwärts mit ihrem Versuch, den umstrittenen Eigenmietwert
abzuschaffen. Das aktuelle System der Wohneigentumsbesteuerung sieht vor, dass die
Besitzerinnen und Besitzer von selbstbewohntem Wohneigentum eine Steuer auf ihre
theoretischen Mieteinnahmen zahlen müssen. Diese Steuer auf ein «fiktives
Einkommen» ist vielen Wohneigentumsbesitzenden schon lange ein Dorn im Auge.
Befürworterinnen und Befürworter einer Beibehaltung des Eigenmietwerts
argumentieren hingegen, dass dieser steuerpolitisch sinnvoll ist und eine Abschaffung
zudem grosse Mindereinnahmen für Bund und Kantone zur Folge haben könnte. Der
Ständerat hiess die Vorlage der Kommission über den Systemwechsel in der
Wohneigentumsbesteuerung in der Herbstsession gut.
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Die WAK-NR nahm sich derweil einen weiteren Dauerbrenner vor: das Bundesgesetz
über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland («Lex Koller»). Die
Kommission forderte den Bundesrat in einer Motion auf, einen von der Regierung
eigentlich bereits beerdigten Vorentwurf einer Revision der Lex Koller dem Parlament
vorzulegen. Dank einem Umdenken der SVP-Fraktion passierte die Motion erfolgreich
den Nationalrat. Sollte der Ständerat diesem Entscheid folgen, würden die Räte bald
über Verschärfungen der Lex Koller diskutieren. Die kleine Kammer lehnte jedoch in der
Sommersession eine andere Motion ab, welche ein im Vorentwurf enthaltenes Anliegen
beinhaltete. Diese Motion hätte es nämlich in der Schweiz ansässigen
aussereuropäischen Staatsangehörigen ermöglichen wollen, Anteilscheine von
Wohnbaugenossenschaften zu erwerben, wodurch diese einen besseren Zugang zu
günstigem Wohnraum erhalten hätten. 

Die RK-NR machte sich schliesslich an die Umsetzung von vier parlamentarischen
Initiativen – allesamt im Interesse der Vermieterschaft. Insbesondere die
Verschärfungen der Regelungen zur Untermiete sowie die Erleichterung der Kündigung
eines Mietverhältnisses bei Eigenbedarf dürften in den Räten noch zu intensiven
Diskussionen führen. Eine «ausgewogene Revision der Mietzinsgestaltung», wie dies
die RK-SR in einer Motion gefordert hatte, beachtete eine Mehrheit des Nationalrats
hingegen als politisch derzeit nicht machbar, da die Positionen in den Räten sowie
zwischen den Vertreterinnen und Vertretern der Mieter- und Vermieterschaft zu
verhärtet seien. Daran änderte auch ein von Bundespräsident Guy Parmelin
organisierter runder Tisch zum Mietrecht nichts. Aufgrund der Blockade im Parlament
wurde in diesem Bereich auch 2021 der Rechtsprechung eine grosse Rolle zuteil – wie
beispielsweise durch ein Urteil des Bundesgerichts, das in Fällen von angefochtenen
starken Mietzinserhöhungen die Beweisführung für die Vermieterschaft erleichterte. 3

Mietwesen

La situation toujours précaire du marché immobilier, les hausses réitérées des taux
hypothécaires, en 1981 et mars 1982, plaident en faveur d'un renforcement de la
protection des locataires. Le dépôt d'une nouvelle initiative et le contreprojet
gouvernemental qui se dessine devraient contribuer à améliorer leur sort.

En novembre 1982, l'indice global des loyers a augmenté de 2.9 pour cent par rapport
au mois de mai de la même année (1981: 4.6%), tandis qu'entre novembre 1981 et mai
1982, il avait progressé de 5.8 pour cent. En l'espace d'une année, le niveau des loyers
s'est élevé de quelque 8.9 pour cent (1981: 7.6 %). Ce renchérissement est imputable en
partie à la majoration des taux hypothécaires enregistrée au cours du premier semestre
— les taux des anciennes hypothèques ont en effet passé en moyenne de 5.56 à 6 pour
cent — ainsi qu'à la mise sur le marché d'appartements neufs en fin d'année. Bien que
les fluctuations du taux d'intérêt hypothécaire relèvent traditionnellement du marché
monétaire, elle donnent prise de nos jours à une confrontation politique
particulièrement acerbe. Il est vrai que, dans la situation actuelle du marché, une
hausse de ces taux se traduit inexorablement par une augmentation des loyers. C'est
pourquoi le Conseil fédéral a lancé un pressant appel aux institutions bancaires, afin
qu'elles profitent du fléchissement probable des taux d'intérêts en Suisse pour
diminuer ou du moins différer le relèvement des hypothèques prévu au printemps
1982. 4
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Die Mietzinse stiegen gegenüber 1984 um 3.3 Prozent; ein weiteres Mal bestätigte sich,
dass Preiserhöhungen im Mietwesen vor allem durch Renovationen und
Modernisierungen bei älteren Wohnungen bedingt sind. Das Bundesamt für
Wohnungswesen veröffentlichte eine Untersuchung über die Wohnsituation in der
Schweiz, welche auf der Wohnungszählung von 1980 beruht. Darin wird beispielsweise
aufgezeigt, dass die Zahl der kleinen Familienhaushalte (Ein- und Zweikinder-Familien,
alleinerziehende Eltern) stark gestiegen ist und das allgemeine Wohnniveau (mehr
Raum, bessere Ausstattung) weiter zugenommen hat. Problemgruppen sind
kinderreiche und junge Familien sowie alleinerziehende Elternteile. Am schlechtesten
sind die Wohnverhältnisse bei Ausländern. Die Studie stellt eine verstärkte Segregation
in der räumlichen Verteilung von Schweizern und Ausländern auf die Wohnquartiere
fest. Namentlich in grösseren Städten haben die Gettoisierungstendenzen
zugenommen; gewisse Quartiere weisen einen Ausländeranteil von über 50 Prozent
auf. 5
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Der Index für die Wohnungsmieten stieg 1986 um 3.5 Prozent; diese Preiserhöhung im
Mietwesen ist neben einer allgemeinen Anhebung der Mieten vor allem auf
Renovationen und Modernisierungen von älteren Wohnungen zurückzuführen. Erneut
zu Diskussionen Anlass gab die Frage, inwieweit eine Senkung des Hypothekarzinses
auch zu einer Reduktion der Mietzinse führen sollte. Auf die Ankündigung
marktführender Banken hin, in den ersten Monaten des Jahres 1987 den Hypothekarzins
— erstmals wieder seit 1983 — um 0.25 Prozent zu senken, forderten der Mieterverband
und die Linksparteien, dass von dieser Kostenermässigung, welche bei insgesamt CHF
500 Mio. liege, ein Teil auch den Mietern zugute kommen müsse. Der Schweizerische
Hauseigentümerverband (SHEV) hingegen wies darauf hin, dass nach der Praxis der
Mietgerichte die angekündigte Reduktion einer Mietzinsverbilligung von 3.38 Prozent
entspreche; eine solche wäre aber durch die allgemeine Teuerung seit 1983 (Miete:
3.1%) schon fast kompensiert. Seiner Meinung nach kämen somit Mietzinssenkungen
nur bei jenen Mietverhältnissen in Frage, welche in den vergangenen vier Jahren eine
Zinserhöhung erfahren hätten. 6

BERICHT
DATUM: 31.12.1986
WERNER SEITZ

Im September legte eine vom Bundesrat beauftragte Studienkommission ihren Bericht
über die Einführung der Marktmiete vor. Dabei kam sie im wesentlichen zu der
Erkenntnis, dass ein Systemwechsel einen politischen Entscheid darstelle, konnte sich
jedoch, wie aufgrund ihrer heterogenen Zusammensetzung nicht anders zu erwarten,
nicht auf eine klare Empfehlung festlegen. Für den Fall der Einführung der Marktmiete
erarbeitete sie dennoch eine Reihe von Vorschlägen, welche sich vor allem auf die zu
erwartenden Preissteigerungen bezogen und neben einer zeitlich begrenzten
Übergangsregelung eine individuelle Mietzinsbeihilfe von insgesamt zwischen CHF 0,5
und 1,5 Mrd. jährlich vorsehen, die mit der Besteuerung der sogenannten
Vermieterrenten, d.h. der zusätzlichen Mieteinnahmen der Hausbesitzer, erbracht
werden soll. 7

BERICHT
DATUM: 18.09.1993
DIRK STROHMANN

Wie der Bundesrat in seinem im März 2015 publizierten Bericht festhielt, erachtete er
die Forderung des Postulats der UREK-NR nach Ausweitung der flankierenden
Massnahmen auf das Wohnungswesen aufgrund diverser Massnahmen in den Jahren
2013 und 2014 als erfüllt: So erleichterte die Regierung über den Verordnungsweg im
Herbst 2013 den gemeinnützigen Wohnbauträgern den Zugang zum Bauland. Weiter
ermöglichte eine im Juli 2014 in Kraft getretene Änderung der Verordnung über Miete
und Pacht den Abzug der Förderleistungen für energetische Massnahmen bei der
Berechnung der mehrleistungsbedingten Mietzinserhöhung. Ferner soll eine geplante
Änderung des Obligationenrechts (OR) den Vermieter dazu verpflichten, bei
Mieterwechsel durch Bekanntgabe des bisherigen Mietzins sowie durch Begründung
allfälliger Mietzinserhöhungen für verstärkte Transparenz auf dem Mietwohnungsmarkt
zu sorgen. Ebendiese Forderung war 2013 bereits von der vom BWO eingesetzten
Arbeitsgruppe "Wohnungspolitischer Dialog" geäussert worden, welche gemäss
Bundesrat mit ihren Arbeiten ihrerseits zur Erfüllung des Kommissionspostulats
beiträgt. Nicht zuletzt schlägt der Bundesrat in seinem im Dezember 2014 in die
Vernehmlassung gegebenen Entwurf zur zweiten RPG-Teilrevision auch
raumplanerische Massnahmen zur Förderung des preisgünstigen Wohnungsbaus vor. 8

BERICHT
DATUM: 05.12.2014
MARLÈNE GERBER

Ende Dezember 2016 berichtete die Arbeitsgruppe «Wohnungspolitischer Dialog» in
einem dritten Bericht erneut über die Fortschritte ihrer Beratungen. Darin konstatierte
sie, dass sich die Situation auf dem Mietwohnungsmarkt in den letzten drei Jahren an
vielen Orten verbessert habe, dass es in Ballungszentren jedoch nach wie vor einen
Nachfrageüberschuss bei Wohnungen im mittleren und unteren Preissegment gebe. Da
jedoch bald mit einer weiteren Marktentspannung zu rechnen sei, ortete die
Arbeitsgruppe keinen Bedarf für eine Neuausrichtung der Wohnungspolitik des Bundes.
Dazu komme, dass mehrere betroffene Kantone, Städte und Gemeinden bereits
Massnahmen ergriffen hätten, um den preisgünstigen Wohnungsbau zu fördern. In
diesem Zusammenhang nahm die Arbeitsgruppe auch Stellung zur inzwischen zustande
gekommenen Volksinitiative des Mieterinnen- und Mieterverbands mit der Forderung
nach mehr bezahlbaren Wohnungen. Sie unterstütze zwar die Stossrichtung des
Volksbegehrens, sehe jedoch keinen schweizweiten Bedarf für eine solche Regelung,
erklärte die Arbeitsgruppe. Sie empfahl jedoch dem Bundesrat, die bisherigen
Fördermassnahmen fortzusetzen und zu verstärken, namentlich durch eine
Aufstockung des Fonds de Roulement für gemeinnützige Wohnbauträger. Darüber
hinaus rief die Arbeitsgruppe mit ihrem Bericht die Politik dazu auf, folgenden

BERICHT
DATUM: 12.12.2016
MARLÈNE GERBER
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Bereichen mehr Beachtung zu schenken: Erstens soll sichergestellt werden, dass
armutsbetroffene Haushalte sowie Personengruppen mit besonderen Bedürfnissen,
insbesondere ältere Menschen und anerkannte Flüchtlinge oder vorläufig
aufgenommene Personen, Zugang zu angemessenem und bezahlbarem Wohnraum
haben. Zweitens soll der Ressourcenverbrauch im Wohnungsbau und bei der
Wohnnutzung reduziert werden. Dabei soll auf Massnahmen gesetzt werden, die auf
freiwilliger Basis beruhen, die aber «durch eine verstärkte Informations- und
Vermittlungstätigkeit besser ausgeschöpft werden» sollen. Nicht zuletzt soll die
Wohnnutzung in Berggebieten und im ländlichen Raum gefördert werden, um der
Abwanderung und Überalterung entgegenzuwirken. Mit zunehmender Digitalisierung
und elektronischer Vernetzung liessen sich solche Regionen im 21. Jahrhundert als
geeignete Rückzugsorte und Orte für kreatives Schaffen vermarkten. Das Potential
solcher Orte werde in diesem Bereich noch kaum ausgeschöpft. 9

Im Oktober 2020 legte der Bundesrat den Bericht «Monitoring Geschäftsmieten» vor,
dessen Erarbeitung er im April desselben Jahres im Rahmen seiner Stellungnahme zur
Situation bei den Geschäftsmieten in Auftrag gegeben hatte. Der Bericht rechnete
basierend auf Zahlen von Wüest Partner vor, dass sich die Mietzinse von
Geschäftsliegenschaften, die von der behördlich verordneten Schliessung betroffen
waren, für die Zeit vom 17. März bis am 26. April 2020 auf CHF 530 Mio. belaufen und
rund 113'000 Mietverhältnisse betroffen sind. Ferner stützte sich der Bericht auf eine
von gfs.bern erstellte repräsentative Umfrage bei knapp 2000 Betrieben, wobei sowohl
Mietparteien als auch die Vermieterschaft befragt wurden. Die Umfrage zeigte, dass der
Anteil Mieterinnen und Mieter mit Schwierigkeiten bei der Bezahlung ihrer
Geschäftsmieten während des Lockdowns von 6 auf 33 Prozent angestiegen war, wobei
sich Personen in der Westschweiz und im Tessin besonders betroffen gezeigt hatten.
Ferner gaben 38 Prozent der befragten Mieterinnen und Mieter an, die Vermieterseite
um ein Entgegenkommen bei der Miete – etwa in Form von Mietzinsreduktion, Stundung
oder Ratenzahlung – gebeten und eine Antwort erhalten zu haben. Gemäss Angaben
dieser Gruppe von Befragten war die Vermieterseite diesen Anfragen in 55 Prozent der
Fälle nachgekommen. Die Befragung von Vermieterinnen und Vermietern ergab ein
etwas anderes Bild: Neun von zehn Personen der Vermieterseite gab an, den Anfragen
ihrer Mieterschaft entgegengekommen zu sein. Weitere 10 Prozent der befragten
Mieterinnen und Mieter (und 13% der Vermieterinnen und Vermieter) hielten fest, dass
es zu einer Einigung gekommen war, die durch die Vermieterseite selber initiiert
worden war. Bei 40 Prozent der befragten Mietenden (36% der Vermietenden) hatte
sich keine der beiden Parteien um eine vom bestehenden Mietverhältnis abweichende
Lösung bemüht und bei weiteren Befragten waren Verhandlungen noch im Gange (8%
resp. 7%). Ungefähr sieben von zehn Personen, bei denen es zu einer Einigung
gekommen war, gaben an, dass diese zu einer Mietreduktion geführt habe, wobei sich
die Mietreduktion mehrheitlich auf 50 Prozent oder weniger belief (Befragung
Mieterschaft). Weiter zeigte die Befragung, dass 3 von 4 Mietenden Bundeshilfen
beansprucht hatten, meistens in Form von Kurzarbeitsentschädigungen (44%),
Überbrückungskrediten (26%) oder Erwerbsersatz (25%). 
Nicht zuletzt warf das Monitoring auch einen Blick ins nahe Ausland. Die meisten
Staaten hätten die Mieterseite bei der Deckung der Fixkosten unterstützt, eher seltener
seien mietrechtliche Eingriffe festgestellt worden. Wo solche Eingriffe erfolgt seien, sei
keine Mietzinssenkung beschlossen worden, sondern habe man die Zahlungs- oder
Kündigungsfristen erstreckt. 
Basierend auf diesen Informationen sowie unter Berücksichtigung der aktuellen
Konjunkturentwicklung, die auf eine «rasche und kräftige wirtschaftliche Erholung»
hindeute, folgerte der Bundesrat, dass es wenig Hinweise auf grössere Schwierigkeiten
im Bereich der Geschäftsmieten gebe. 10

BERICHT
DATUM: 07.10.2020
MARLÈNE GERBER

Ende Juni 2021 veröffentlichte der Bundesrat den zweiten Bericht «Monitoring
Geschäftsmieten», welcher erneut auf durch das BWO in Auftrag gegebene Studien
und Umfragen basiert. Er analysiert die Lage zwischen Herbst 2020 und Mai 2021, was in
etwa der Zeit der «zweiten Welle» der Covid-19-Pandemie in der Schweiz entspricht.
Laut den Schätzungen von Wüest Partner waren in dieser Zeit rund 48'000
Mietverhältnisse und 6.7 Prozent der Beschäftigten vom bundesrätlich angeordneten
Lockdown betroffen. Damit ist die Zahl der Betroffenen deutlich tiefer als noch im
ersten Lockdown (113'000 Mietverhältnisse und 17% der Beschäftigten).
Ebenfalls im Bericht enthalten sind die Resultate einer repräsentativen Umfrage des
gfs.bern. Diese zeigen, dass sich der Anteil der betroffenen Unternehmen, welche
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ELIA HEER
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Schwierigkeiten haben, ihre Miete zu bezahlen, im letzten Jahr rund vervierfacht hat
(von 8% auf 30%). 29 Prozent der befragten Mieterinnen und Mieter gaben an, mit der
Vermieterschaft zu einer Einigung bezüglich eines Entgegenkommens bei der Miete
gekommen zu sein. 15 Prozent haben ohne Erfolg angefragt, während weitere 4 Prozent
sich noch in Verhandlungen befinden. Die befragten Vermieterinnen und Vermieter
gaben hingegen weitaus häufiger an, dass es zu einer Einigung gekommen sei (44%). Nur
2 Prozent gaben an, nicht auf eine Anfrage der Mietenden eingegangen zu sein. Die
Lösungen zwischen den beiden Parteien waren in den meisten Fällen
Mietzinsreduktionen (66%), gefolgt von Stundung der Miete (12%) und Ratenzahlung
(5%).
Aufgrund der fortbestehenden Unsicherheiten im Bereich der Geschäftsmieten hat der
Bundesrat das BWO beauftragt, das Monitoring weiterzuführen. 11

Raumplanung

Der Entwurf zum heute gültigen Raumplanungsgesetz hatte noch einen periodisch zu
erstellenden Raumplanungsbericht vorgesehen, den die Räte dann aber im
Gesetzgebungsprozess fallen gelassen hatten. Sie waren der Ansicht, die Regierung solle
nur informieren, wenn dies nötig sei. Diese Notwendigkeit war nun für den Bundesrat
eingetreten, und er publizierte Ende 1987 den bereits in den Regierungsrichtlinien
1983-87 angekündigten «Raumplanungsbericht 1987». Ausführlich werden darin
zunächst die raumwirksamen Entwicklungen der letzten Jahrzehnte dargestellt und
anschliessend die sich in der Raumplanung ergebenden Vollzugsprobleme. Offen legt
der Bundesrat darin dar, dass die wesentlichen Ziele der Raumplanung, also die
haushälterische Nutzung des Bodens und die erwünschte Ordnung der Besiedlung,
nicht erreicht worden seien. Neben Terminproblemen bei der Einreichung der Richt-
und Nutzungspläne ergab sich insbesondere auch, dass die Gemeinden einerseits die
zeitgerechte Erschliessung der Bauzonen vernachlässigen, und dass andererseits
erschlossenes, baureifes Land gehortet und nicht überbaut wird. Beides führt zu einer
Verknappung des Bodenangebotes für Bauwillige und in der Folge zu den beklagten
hohen Bodenpreisen.

Der Raumplanungsbericht mündet in eine Reihe von Leitsätzen, welche die Ziele der
künftigen Regierungspolitik umschreiben. Mit einer breiteren Problemsicht, also mit
dem Einbezug von fiskalischen bis zu verkehrspolitischen Gesichtspunkten, soll die
Raumplanung fortan als Umweltvorsorge aufgefasst werden. Als Schwerpunkte der
künftigen Politik ergeben sich dabei der Wille, eine Trendwende im Bodenverbrauch
herbeizuführen, eine natürliche Umwelt zu erhalten, die Siedlungen von innen zu
erneuern und auszugestalten, die Städte funktionsfähig zu erhalten und die
verschiedenen Sachbereiche aufeinander abzustimmen. An konkreten Massnahmen
steht vorerst aber eine Revision des RPG an, mit der unter anderem die Frage der
kantonalen Baubewilligungen im Nichtbaugebiet aufgegriffen wird. Nach Bundesrätin
Kopp verletzen nämlich nicht wenige dieser Bewilligungen Bundesrecht; auch werde die
Publikationspflicht von vielen Kantonen missachtet. Geprüft wird deshalb ein
Beschwerderecht des Bundes und die Einrichtung von unabhängigen kantonalen
Überwachungsstellen. Die 1986 eingesetzte Expertenkommission für die Revision des
RPG konnte ihre Vorarbeiten 1987 noch nicht abschliessen. 12

BERICHT
DATUM: 31.12.1987
LUZIUS MEYER

Der Ende 1987 vom Bundesrat verabschiedete «Raumplanungsbericht 1987», welcher
eine Standortbestimmung nach acht Jahren Raumplanungsgesetz des Bundes
vornimmt, wurde von beiden Räten diskutiert und zur Kenntnis genommen. Während
der Ständerat viel Verständnis für die Vollzugsschwierigkeiten zeigte und allgemein für
eine eher largere Bewilligungspraxis plädierte, fielen die Stellungnahmen in der
grösseren Kammer erwartungsgemäss unterschiedlich aus. Bundesrätin Kopp führte die
Verzögerung bei den kantonalen Richtplänen auf den demokratischen Prozess in den
Kantonen zurück, welcher mehr Zeit als erwartet benötigt habe. Überraschend
überwies der Nationalrat mit Unterstützung des zuständigen Exekutivmitglieds ein
Postulat der links-grünen Kommissionsminderheit für griffigere Kompetenzen des
Bundes. Darin werden Massnahmen zur Eindämmung eines weitergehenden
Kulturlandverlustes, eine verpflichtende Regelung des Vorteils- und Lastenausgleichs in
bezug auf Planungsmehr- oder -minderwerte als bundesrechtliche Norm und eine
präzisere Umschreibung der in der Nutzungsplanung zulässigen Zonen vorgeschlagen. 13
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Unterstützung in diesem Bestreben erhielt die Regierung durch die zuständige
Kommission des Nationalrats, welche das Ende 1989 vorgelegte bundesrätliche
Realisierungsprogramm zur Raumordnungspolitik zustimmend zur Kenntnis nahm. Im
Oktober verabschiedete sie in diesem Zusammenhang zusätzlich eine Motion, wonach
der Bundesrat dem Parlament einmal pro Legislaturperiode über den Stand, die
Ergebnisse sowie die Wirksamkeit des raumplanerischen Realisierungsprogrammes
Bericht zu erstatten hat. 14

BERICHT
DATUM: 27.11.1990
DIRK STROHMANN

Die Richtpläne der Kantone Freiburg und Sankt Gallen wurden vom Bundesrat unter
den üblichen Einschränkungen genehmigt, derjenige Graubündens in zwei Punkten
angepasst. Damit stehen noch immer die Pläne der Kantone Genf, Jura und Tessin
aus. 15

BERICHT
DATUM: 31.12.1990
DIRK STROHMANN

Für nicht vordringlich hält die verwaltungsinterne Arbeitsgruppe «Weiterentwicklung
des Bodenrechts», welche 1988 nach der Abstimmung über die sogenannte «Stadt-
Land-Initiative» gebildet worden war, eine neue Verfassungsgrundlage zur
Bodenpolitik. Zwar verneint ihr Bericht, in dessen Zentrum das Anschlussprogramm
steht, welches die bodenrechtlichen Sofortmassnahmen ablösen soll, keineswegs die
Wünschbarkeit einer Überarbeitung der eigentums- und bodenrechtlichen
Verfassungsbestimmungen. Sie hält jedoch das bestehende verfassungrechtliche
Instrumentarium grundsätzlich für ausreichend, die anstehenden Probleme zu lösen,
weshalb von dem politisch wie finanziell riskanten Schritt einer Revision im Bereich der
Eigentumsverfassung vorerst abgeraten wird. 16

BERICHT
DATUM: 18.05.1991
DIRK STROHMANN

Als wohl wichtigste Arbeit auf dem Gebiet der Raumplanung konnte im Berichtsjahr das
vom Bundesrat 1985 beim Nationalfonds in Auftrag gegebene Nationale
Forschungsprogramm «Boden», welches insgesamt in 67 Projekten gegen 150
Forschende beschäftigt hatte, abgeschlossen und der Öffentlichkeit vorgestellt werden.
Die im Schlussbericht zusammengefassten Massnahmen für eine neue «Kultur» im
Umgang mit dem Boden postulieren folgende Grundsätze:

– Stärkere Nutzung des bestehenden Verdichtungspotentials in den äusseren
Stadtquartieren, Vorortsgemeinden und mittleren urbanen Zentren, vor einer
Neuerschliessung weiteren Baulandes sowie regionale Anpassung der Bauvorschriften
an eine derartige innere Erneuerung und Verdichtung.

– Begrenzung des Wachstums "nach aussen" durch eine engere Umschreibung der
Bauzone sowie die Verschärfung der Vollzugsinstrumente durch die Einführung einer
bundesrechtlichen Enteignungskompetenz zur Durchsetzung zonenkonformer Nutzung
und eine mittelfristige Kontingentierung der Siedlungsfläche; Konkretisierung und
Abstimmung der Verkehrs- und Siedlungsentwicklung in den kantonalen Richtplänen
und Förderung des raumsparenden öffentlichen Verkehrs durch höhere
Treibstoffkosten.

– Veröffentlichung von Handänderungen und Preisen sowie Einführung einer
Bodenpreisstatistik des Bundes; angemessene Abschöpfung der durch die
konzentrierte Besiedlung anfallenden höheren Bodenerträge und deren Verwendung
für öffentliche Aufgaben; Verstärkung der Wohnhilfe des Bundes und deren
Ausrichtung auf raumsparende Massnahmen, etwa zur Gewinnung zusätzlicher
Wohneinheiten in bestehenden Gebäuden.

– Reduktion oder gänzliches Verbot der vom Boden nicht abbaubaren Schadstoffe,
insbesondere Bekämpfung der umweltschädigenden Düngung, und Erweiterung des
Leistungsauftrags an die Landwirtschaft durch ökologische Aspekte. Erhaltung
naturnaher Lebensräume für Tiere und Pflanzen durch Inventarisierung der
bestehenden Gebiete und deren Vergrösserung auf etwa das Doppelte. 17

BERICHT
DATUM: 04.11.1991
DIRK STROHMANN
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Schliesslich beschloss die Landesregierung noch eine Totalrevision der Verordnung
über die Benützung des eidgenössischen Kartenwerks und der Pläne der
Grundbuchvermessung. Damit wurde deren Benutzung für den privaten Eigengebrauch
in Anlehnung an das Urheberrechtsgesetz freigegeben. 18

BERICHT
DATUM: 16.12.1991
DIRK STROHMANN

Im Rahmen der Vernehmlassung zum Bericht «Grundzüge der Raumordnung
Schweiz», mit dem das Bundesamt für Raumplanung Impulse gegen die Zersiedelung
geben wollte, und der möglicherweise in eine Totalrevision des RPG münden soll,
gingen vorwiegend «Ja aber»-Stellungnahmen ein. Verschiedene ländliche Stände
empfanden das Raumordnungskonzept eines vernetzten Städtesystems und einer
verstärkten Funktionsteilung der Wirtschaftsräume als zu «städtelastig» und
kritisierten, dass die ländlichen Räume und Berggebiete einmal mehr als wirtschaftlich
vernachlässigbare Ergänzungsräume und Natur- und Erholungsgebiete für die
städtischen Zentren dargestellt und behandelt würden. Die Regionalkonferenz der
Nordwestschweizer Regierungen befürchtete eine zu grosse Konzentration auf den
Ballungsraum Zürich. Die Bündner Regierung warf dem Bund ausserdem vor, den
verfassungsmässigen Grundsatz zu missachten, wonach die Kompetenz und die
Verantwortung für die Raumordnung den Kantonen mit ihren Richt- und
Nutzungsplänen zustehen. Die Parteien kritisierten die Unverbindlichkeit der Ziele und
den fehlenden Praxisbezug des Entwurfs. So hätte sich die SP klare zeitliche Angaben
zur Verwirklichung der Kostenwahrheit im Verkehr gewünscht, und die FDP vermisste
Ansätze zu Förderung der Wirtschaftsstandorte. 19

BERICHT
DATUM: 29.05.1995
EVA MÜLLER

Gleichzeitig mit der Teilrevision des RPG legte der Bundesrat den Bericht über die
„Grundzüge der Raumordnung Schweiz“ und darauf aufbauende konkrete
Massnahmen für 1996 bis 1999 vor. Nach diesem soll die räumliche Entwicklung der
Schweiz nach neuen Zielen ausgerichtet werden, künftig geordneter und nachhaltiger
vonstatten gehen und die Nation stärker zusammenhalten. Im Mittelpunkt steht das
Konzept eines vernetzten Systems von Städten und ländlichen Räumen durch
effiziente Verkehrs- und Kommunikationswege. Mittlere und kleine Städte sollen durch
Vernetzung mit den grossen Zentren des Mittellandes in die Lage versetzt werden,
Entwicklungsimpulse aufzunehmen und eigenständig umzusetzen, in peripher
gelegenen ländlichen Gebieten werden die Regionalzentren durch die Vernetzung mit
den wachstumsstarken Zentren gestärkt. Das vernetzte Städtesystem soll das
Zusammenwachsen von Siedlungsräumen vermeiden, gleichzeitig soll eine
Siedlungsentwicklung nach innen bestehende Siedlungen besser nutzen, erneuern und
durchmischen. Grundgerüst der Agglomerationsentwicklung ist der öffentliche Verkehr.
Zentrales Ziel des neuen Raumkonzepts ist die Stärkung der gesamten Schweiz als
internationaler Standort, wobei neben dem Grossraum Zürich auch Genf und Basel die
Attraktivität des Wirtschaftsstandortes Schweiz massgeblich mitbestimmen sollen, da
sich die Schweiz im internationalen Standortwettbewerb mit einer dezentralen
Vernetzung besser behaupten könne als mit einem einzigen grossen Zentrum. Das
Schweizer Städtesystem soll Teil des europäischen Städteverbundes und beispielsweise
ins Hochgeschwindigkeitsnetz der Bahnen integriert werden. Für die ländlichen Räume
schlägt der Bundesrat unterschiedliche Strategien vor, die auf die spezifischen
Entwicklungspotentiale der Regionen ausgerichtet sind. In den ländlichen Regionen des
Mittellandes gelte es etwa, das eigenständige Dorfbild und die Wohnlichkeit zu erhalten,
wobei eine sanfte Nachverdichtung möglich sei. Der Jurabogen soll als Standort für
Klein- und Mittelbetriebe des industriell-gewerblichen Sektors weiter gestärkt und in
das vernetzte Städtesystem eingebunden werden, während im Voralpenraum die
unternehmensbezogene Infrastruktur in den Regionszentren verbessert werden soll.
Der Alpenraum schliesslich soll als Lebens- und Wirtschaftsraum gestärkt werden. Als
wichtige Voraussetzungen nannte der Bericht die Sicherung der Grundversorgung des
öffentlichen Verkehrs, die Förderung des umweltfreundlichen Tourismus und die
Sicherung der Berglandwirtschaft. Im Realisierungsprogramm 1996-1999 setzte der
Bundesrat Prioritäten fest. So soll die Verwaltung bei Sachfragen künftig koordinierter
vorgehen und intensiver mit den Kantonen, Regionen und Städten diskutieren.
Raumplanung und Regionalpolitik seien besser aufeinander abzustimmen. Zudem
stellte er die Vorantreibung der Planung in Infrastrukturbereichen und die Entwicklung
eines Landschaftsschutzkonzeptes in Aussicht. 20

BERICHT
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EVA MÜLLER
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Im Oktober unterbreitete der Bundesrat dem Parlament seinen dritten Bericht über die
Massnahmen des Bundes zur Raumordnungspolitik. Er zog darin Bilanz über die
bisherigen Massnahmen und setzte für das Realisierungsprogramm 2000-2003 neue
Prioritäten. In erster Linie will er seine Raumordnungspolitik kohärenter auf das
Konzept der Nachhaltigkeit ausrichten. Folgende fünf Aktionsfelder mit insgesamt 31
Massnahmen wurden definiert: Mehr Kohärenz im raumwirksamen Handeln des Bundes,
Nachhaltige Entwicklung der Volkswirtschaft, Festigung des Städtesystems Schweiz,
Förderung des ländlichen Raumes und Einbindung in die europäische Raumordnung. 21

BERICHT
DATUM: 02.10.2000
DANIEL BRÄNDLI

Das Parlament nahm das Realisierungsprogramm 2000-2003 zur
Raumordnungspolitik zur Kenntnis, das der Bundesrat im Vorjahr vorgelegt hatte.
Namens der vorberatenden UREK kritisierten Durrer (cvp, OW) und Schmid (cvp, VS) die
zu einseitige Gliederung in ländliche und städtische Räume. Forster (fdp, SG) hielt das
Steuerungspotential für bescheiden. Deshalb falle die Bilanz über den Vollzug des
Realisierungsprogrammes ernüchternd aus. Raumplanung solle vermehrt als
Verbundsaufgabe wahrgenommen werden, wenn sie nicht zum Papiertiger verkommen
solle. Der Ständerat verabschiedete eine Empfehlung, in der er den Bundesrat
aufforderte, die Sachpläne Verkehr in einem einzigen Plan zusammenzufassen, die
Umweltanforderungen besser auf die Gebote der räumlichen Konzentration
abzustimmen, eine Agglomerationspolitik über die Kantonsgrenzen hinweg aufzubauen
und dabei alle Beteiligten (Kantone, Gemeinden) einzubeziehen und die
Raumordnungspolitik vermehrt in die europäische Raumplanung einzubinden.
Ausserdem überwies die kleine Kammer eine im Vorjahr vom Nationalrat gutgeheissene
Motion Nabholz (fdp, ZH) (00.3510), die die Schaffung eines raumplanerischen
Vollzugsförderprogramms zur Einschränkung des hohen Bodenverbrauchs verlangt. 22

BERICHT
DATUM: 06.06.2001
MAGDALENA BERNATH

Im Winter verabschiedete der Bundesrat seinen Bericht zur Agglomerationspolitik. Der
fortschreitende Verstädterungsprozess in den Agglomerationen fordere insbesondere
die Bereiche Verkehr, Soziales, Umwelt, Kultur und Sport heraus. Die traditionellen
Organisationsstrukturen und starren Gemeindegrenzen behinderten jedoch
koordinierte Lösungsansätze. Deshalb sollten die horizontale Kooperation zwischen den
Gemeinden durch ein bundesinternes Netzwerk der Ämter und die vertikale zwischen
Bund, Kantonen und Städten durch eine tripartite Agglomerationskonferenz aus Bund,
KdK und Städteverband vermehrt gefördert werden. 23

BERICHT
DATUM: 21.12.2001
MAGDALENA BERNATH

Mit der Bedeutung des seit den 1980er Jahren stetig erfolgenden Kulturlandverlustes
und der Sicherung des landwirtschaftlichen Kulturlandes befasste sich ein Bericht der
GPK-NR vom November 2015, der die wichtigsten Erkenntnisse aus einer von der PVK
durchgeführten Evaluation benennt und daraus Schlussfolgerungen und Empfehlungen
ableitet. Innerhalb der letzten 25 Jahre habe das Kulturland in der Schweiz um 85'000
ha abgenommen, was ungefähr der Fläche des Kantons Jura gleichkommt, so die von
der PVK festgestellte Ausgangslage zum Bericht. Auch mit den aktuellen
bundesrechtlichen Vorgaben, wie sie nach der ersten Etappe der RPG-Revision
vorliegen, sei der Kulturlandschutz auf eidgenössischer Ebene „eher schwach
ausgestaltet” und lasse den Kantonen viel Spielraum in der Umsetzung, folgerte die
GPK-NR. Dies stehe im Gegensatz zum Waldschutz, wo auf Bundesebene ein
Rodungsverbot und eine Kompensationspflicht bestehen, wobei gerade Letztere
oftmals zu Lasten des landwirtschaftlichen Kulturlandes erfolge. Kritisch beurteilte die
Geschäftsprüfungskommission den bundesrätlichen Entschluss, den Kulturlandschutz
und die Fruchtfolgeflächen (FFF) aus der zweiten Teilrevision des RPG auszuklammern
und in einem Sachplan Fruchtfolgeflächen separat zu behandeln. In ihrer Evaluation
habe die PVK festgestellt, dass die Fruchtfolgeflächen in den Kantonen nach
uneinheitlichen Methoden erhoben werden, worunter die interkantonale
Vergleichbarkeit leide. Ferner fehle in vielen Kantonen eine flächendeckende
Kartierung der Bodenqualität, was die Abschätzung des tatsächlichen Zustandes des
Kulturlandes erschwere. Aus diesen Gründen forderte die GPK-NR den Bundesrat in
ihrem Bericht auf, eine Verankerung des Kulturlandschutzes, der bis anhin nur auf
Verordnungsstufe geregelt war, auf Gesetzesebene zu überprüfen. Darüber hinaus soll
die Regierung darlegen, wie sie die Möglichkeit der Einführung einer
Kompensationspflicht auf Fruchtfolgeflächen einschätzt – eine Forderung, die in der
ursprünglichen Vernehmlassungsvorlage zur zweiten Etappe der RPG-Revision noch
enthalten war. In diesem Zusammenhang lancierte die Kommission auch ein Postulat,
welches das Verhältnis von Kulturlandschutz und anderen Schutzansprüchen aufzeigen
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DATUM: 20.11.2015
MARLÈNE GERBER
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soll. Ferner befand die GPK-NR, dass der Bundesrat seine Aufsichtspflicht betreffend
Kulturlandschutz nur unzureichend wahrnehme. Deswegen empfahl die Kommission
der Regierung, ihre Vollzugshilfen zum Sachplan FFF zu überarbeiten, bei der
Genehmigung der kantonalen Richtpläne auf das Vorhandensein zentraler Massnahmen
zum Kulturlandschutz zu achten und die Kantone stärker an eine Meldepflicht zu
binden, falls diese Veränderungen an ihren Fruchtfolgeflächen vornehmen. Der
Bundesrat ist angehalten, bis Mitte April 2016 Stellung zum Bericht zu nehmen. 24

Anfang April 2016 präsentierte der Bundesrat seine Stellungnahme zum Bericht der
GPK-NR betreffend die Sicherung des landwirtschaftlichen Kulturlandes. Darin führte
er aus, dass die Überarbeitung des Sachplans Fruchtfolgeflächen durch eine
Expertengruppe begleitet werden soll. Diese solle auch Vor- und Nachteile einer
bundesrechtlichen Kompensationspflicht eruieren und Überlegungen zur Verbesserung
der Datenlage und ihrer Vergleichbarkeit zwischen den Kantonen anstellen. Vage blieb
die Regierung bezüglich der gesetzlichen Verankerung des Kulturlandschutzes:
Inwiefern hier Handlungsbedarf bestehe, liesse sich zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht
festlegen. In Bezug auf die Verstärkung seiner Aufsichtspflicht berief sich der Bundesrat
auf im Rahmen der ersten RPG-Teilrevision eingeführte Bestimmungen, so etwa die
Anforderung an die Kantone, in ihren Richtplänen den Mindestumfang der
Fruchtfolgeflächen zu definieren und deren Sicherung darzulegen. 
In Reaktion auf die bundesrätliche Stellungnahme zeigte sich die GPK-NR zufrieden mit
dem Entscheid zur Einsetzung einer Expertengruppe. Darüber hinaus betonte sie, dass
sie nun vom Bundesrat eine „umfassende Analyse der Problematik”, eine „konsequente
Wahrnehmung seiner Aufsichtsfunktion” und eine „grundlegende Neuerhebung der
Fruchtfolgeflächen” erwarte. 25

BERICHT
DATUM: 06.04.2016
MARLÈNE GERBER

Die im Jahr 2016 durchgeführte Evaluation der Sachplanung des Bundes, die in
Erfüllung eines Postulats Vitali (fdp, LU) erfolgte, kam zum Schluss, dass diese ihre
Funktionen – Planung, Information und Koordination – weitgehend erfüllt und die
Sachplanung ein unverzichtbares Instrument für eine kohärente Raumentwicklung
darstelle. Handlungsbedarf bestehe aber trotzdem, insbesondere in den Bereichen
Koordination und Planung. So bedürfe es eines verbesserten Verständnisses betreffend
Planungsprozesse, Methodik und Terminologie, aber auch einer klareren Abgrenzung zu
anderen Planungsinstrumenten. Gefördert werden solle dies unter anderem durch die
Pflege eines regelmässigen Austausches zwischen den verschiedenen Bundesämtern,
welche die Sachpläne erarbeiten, aber auch zwischen Bund und Kantonen. Im Bereich
der Information hätten seit Einreichung des Postulats im Jahr 2013 mittels Aufschalten
eines webbasierten geografischen Informationssystems zu den Sachplänen bereits
Verbesserungen erzielt werden können. Ferner würden die Sachpläne nun beinahe
vollständig vorliegen, was auch dazu beitrage, dass die vorliegenden Interessen
transparent dargelegt würden. 
Der Evaluation lagen Berichte der Schweizerischen Vereinigung für Landesplanung
(VLP-ASPAN) und eine Evaluation des Forschungs- und Beratungsbüros INFRAS aus dem
Jahr 2015 zu Grunde. Nur teilweise Gegenstand der vorliegenden Evaluation war der
Sachplan Fruchtfolgeflächen, da die GPK-NR diesen bereits im Jahr 2015 einer
vertieften Analyse unterzogen hatte. Aufgrund dessen befindet sich der betreffende
Sachplan aktuell in Überarbeitung. 26

BERICHT
DATUM: 26.04.2017
MARLÈNE GERBER

Le Conseil fédéral, avec son rapport sur l'encouragement de la densification des
constructions dans les centres urbains, a répondu au postulat d'Alec von Graffenried
(verts, BE). A l'appui de récentes études, le rapport révèle qu'il y a suffisamment de
réserves d'utilisation disponibles pour densifier le milieu bâti et concentrer la
croissance démographique future sans devoir étendre les zones à bâtir. Toutefois, de
nombreuses contraintes sociales, juridiques, techniques et économiques entravent la
densification des réserves d'utilisation. Pour y remédier, il faudrait développer des
approches visant une exploitation minimale du sol, comme, par exemple, recourir à des
indices minimaux d'utilisation du sol. Actuellement, la définition, par les communes,
des périmètres de densification dans une planification comprenant des prescriptions
limitant la garantie des droits acquis dont bénéficient les propriétaires touchés par la
mesure de densification, semble être le modèle le plus approprié. Le Conseil fédéral
entend soutenir les cantons et les communes dans la promotion d'une densification de
qualité. Premièrement, il évaluera l'opportunité de lancer une quatrième génération du
Programme projets-modèles pour un développement territorial durable. Sur la base de
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ce rapport, il précisera certains aspects des prestations prévues dans le Programme
d'impulsion destiné au développement vers l'intérieur. Deuxièmement, il souhaite
consolider ses relations avec les milieux immobiliers et les acteurs publics intéressés
dans l'optique de limiter, voire de supprimer les obstacles à la densification et au
développement de l'urbanisation vers l'intérieur. 27

Ende November 2018 publizierte der Bundesrat einen unter Leitung des ARE erstellten
Bericht in Erfüllung eines Postulats Vogler (csp, OW), in dem er aufzeigte, wie die
Koordination der Raum- und Verkehrsplanung in Zukunft verbessert werden kann. Zur
Erstellung des Berichts wurden neben den zuständigen Bundesstellen auch Verkehrs-
und Raumplanungs-Verantwortliche in diversen Kantonen und aus der Agglomeration
Lausanne sowie die BPUK, der Städteverband, der Verband öffentlicher Verkehr (VöV),
der Raumplanungsverband EspaceSuisse und verschiedene Planungsbüros einbezogen.
Der Bericht schlussfolgert, dass die heutige Koordination zwischen der vom Bund
geprägten Verkehrsplanung und der in erster Linie den Kantonen obliegenden
Raumplanung zielführend ist und demnach keine neuen Instrumente geschaffen
werden müssen. Ebenso soll an der bestehenden Kompetenzordnung festgehalten
werden. Dennoch schlug der Bundesrat punktuelle Verbesserungen vor. Diese
beinhalten insbesondere die Stärkung des Sachplans Verkehr als Instrument der
Gesamtverkehrskoordination oder etwa auch die Intensivierung des
Erfahrungsaustausches von Verantwortlichen für Raumplanung und Verkehr auf allen
drei Staatsebenen, die stärkere Berücksichtigung von raumplanerischen und
ökologischen Auswirkungen bei der Planung raumwirksamer Verkehrsprojekte oder das
Festhalten von Qualitätskriterien für Siedlungsdichte und Siedlungsverträglichkeit in
den Richtplänen. Nicht zuletzt sollen auch Pilotprojekte und Forschungsprogramme im
Bereich der nachhaltigen Raumentwicklung und Mobilität stärker unterstützt werden. 28

BERICHT
DATUM: 30.11.2018
MARLÈNE GERBER

In Erfüllung des Postulats Hêche (sp, JU), das einen Bericht über die Rolle der
bundesnahen Unternehmen bei der Entwicklung der Berggebiete und der ländlichen
Regionen gefordert hatte, wertete der Bund die Anzahl Arbeitsplätze und das regionale
Engagement bundesnaher Unternehmen sowie verschiedene Kennzahlen zu
Dienstleistungen im Bereich Beschaffung und Grundversorgung aus. Aufgrund der
gewählten Untersuchungsebene der Kantone wurden Uri, Obwalden, Nidwalden, Glarus,
Appenzell Ausserrhoden, Appenzell Innerrhoden, Graubünden, Tessin, Wallis,
Neuenburg und Jura als «Berggebiete und ländliche Räume» definiert und waren
Gegenstand der Untersuchung. So flossen ländliche Gebiete in anderen Kantonen, etwa
solche in Bern, nicht in die Untersuchung mit ein, womit die Untersuchungseinheit
nicht deckungsgleich ist mit derjenigen im Bericht «Politik des Bundes für die
ländlichen Räume und Berggebiete». Der Bericht zum Postulat Hêche folgert, dass sich
in den untersuchten Kantonen wichtige Standorte bundesnaher Betriebe befinden und
es in Bezug auf den erfolgten Stellenabbau keine Benachteiligung für ländliche Räume
und Berggebiete im Vergleich zu städtischeren Gebieten gebe. Ferner würden sich die
Unternehmen bereits zum aktuellen Zeitpunkt erheblich und gezielt für die Entwicklung
der Berggebiete und ländlichen Räume einsetzen. Aufgrund dessen sah der Bundesrat
keinen Handlungsbedarf zur Anpassung der strategischen Ziele oder zum Beschluss
neuer Massnahmen. 29

BERICHT
DATUM: 30.11.2018
MARLÈNE GERBER

Im Dezember 2018 präsentierte der Bundesrat seinen Bericht in Erfüllung des Postulats
Vogler (csp, OW). Das ARE und swisstopo legen darin die Herausforderungen für die
teils sehr vielfältige Nutzung des Untergrundes (z.B. für Rohre oder Kabel, Gewinnung
von Bodenschätzen, Speichern von Erdgas etc.) dar. Während zum Beispiel an der
Erdoberfläche periodisch nachgeführte Planungs- und Umweltdaten ausreichend
vorhanden sind, fehlen für die Vermessung des Untergrunds überhaupt erst allgemein
gültige Normen. Dazu kommen Aufwand, Kosten und Unsicherheiten, was wiederum das
Veröffentlichen einmal gewonnener Daten behindert. Aus Sicht des Bundesrates sollte
vor allem die Koordination zwischen den verschiedenen Staatsstufen und Ämtern
verbessert werden. Das Ausarbeiten gesetzlicher Grundlagen zum Untergrund würde
aber zwecks föderaler Aufgabenteilung vor allem bei den Kantonen anfallen. Auf Stufe
Bund könnte einzig eine Teilrevision des Geoinformationsgesetzes das Erheben und
Zusammenführen geologischer Daten explizit regeln; eine entsprechende Botschaft
stellte der Bundesrat denn auch in Aussicht. Am 18. Juni 2019 schrieb der Nationalrat
das Postulat ab. 30
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DATUM: 07.12.2018
SEAN MÜLLER
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Bodenrecht

Nur fünf Wochen vor der Abstimmung veröffentlichte eine Expertenkommission, die
1993 vom Bundesrat eingesetzt worden war, um die Folgen einer vollständigen
Liberalisierung der Lex Friedrich zu prüfen, ihren Bericht und sprach sich dabei
grundsätzlich für eine gänzliche Aufhebung der Lex Friedrich aus. Der Zeitpunkt der
Veröffentlichung wurde von den Befürwortern einer Lockerung der Lex Friedrich
kritisiert. Gemäss der Kommission unter Leitung der Solothurner Regierungsrätin
Cornelia Füeg (fdp) leiste eine gänzliche Abschaffung der Lex Friedrich einen weiteren
Beitrag zur Liberalisierung der Schweizer Wirtschaft und könnte sich namentlich in den
Fremdenverkehrsgebieten positiv auf die lokale und regionale Bauwirtschaft, den
Immobilienhandel und letztlich die ganze Tourismusbranche auswirken. Zu den
Auswirkungen der Aufhebung wagten die Experten keine präzise langfristige Prognose,
erwarteten beim Grundstückerwerb wegen der hohen Preise und der nicht
übermässigen Rendite aber keine grosse Zunahme der ausländischen Nachfrage. Beim
Bau von Zweit- und Ferienwohnungen, von denen sich rund vier Fünftel in Schweizer
Hand befinden, forderte die Kommission aber eine kontrollierte Entwicklung. Als
geeignete Massnahmen, für die primär die betroffenen Gemeinden zuständig sein
sollen, schlug sie raumplanerische und steuerliche Instrumente sowie
Kontingentierungssysteme vor. 31

BERICHT
DATUM: 26.05.1995
EVA MÜLLER

In seinem Bericht über Motionen und Postulate der gesetzgebenden Räte beantragte
der Bundesrat dem Parlament, die Postulate Fournier (cvp, VS) und Vogler (csp, OW)
aufgrund der beiden im Vorjahr erstellten externen Studien zu den Auswirkungen der
Zweitwohnungsinitiative sowie aufgrund des Berichts über die strukturelle Situation
des Schweizer Tourismus und die künftige Tourismusstrategie des Bundesrates als
erledigt abzuschreiben. Ein Impulsprogramm 2016-2019 soll auch negative
Auswirkungen des durch die Zweitwohnungsinitiative akzenuierten Strukturwandels im
Tourismussektor abfangen. 32

BERICHT
DATUM: 15.09.2014
MARLÈNE GERBER

Im Mai 2019 veröffentlichte der Bundesrat seinen Bericht zur Besteuerung von
Grundstücken im Geschäftsvermögen mit unterschiedlicher Eigentümerschaft. Damit
erfüllte er ein zwei Jahre vorher überwiesenes Postulat der WAK-NR. Dieses hatte eine
Übersicht über die fiskalische Belastung von Grundstückgewinnen durch die drei
Staatsebenen (Bund, Kantone, Gemeinden) verlangt. Vor allem hatte der Bundesrat zu
prüfen, wie sich die Ungleichbehandlung von natürlichen Personen, also selbständig
Erwerbenden, gegenüber juristischen Personen, also Unternehmen, vermeiden oder
zumindest abschwächen liesse. Neben Unterschieden in der fiskalischen Belastung je
nach Steuertarif und -progressionsstufe, nach Sozialabgaben und Staatsebene (Bund vs.
Kantone) bestehen gemäss Bericht auch Unterschiede zwischen den einzelnen
Kantonen, insbesondere zwischen Kantonen mit monistischen und dualistischen
Systemen der Veranlagung. Um eine Angleichung der Steuerbelastung auf
Grundstückgewinnen aus dem Geschäftsvermögen zu erreichen, zeigte der Bundesrat
folgende fünf Varianten auf und rechnete diese beispielhaft durch:
Anrechnungsmethode, Erhöhung des Teilbesteuerungsmasses, Ausdehnung der
privilegierten Liquidationsbesteuerung, Wechsel der dualistischen Kantone zum
monistischen System und Streichung der Sozialversicherungsbeiträge auf ebenjenen
Grundstückgewinnen. Die Mehr- oder Mindereinnahmen der fünf Varianten konnte der
Bericht allerdings mangelnder Daten wegen nicht beziffern. 33

BERICHT
DATUM: 29.05.2019
SEAN MÜLLER

Im Rahmen seiner Beratung des bundesrätlichen Berichts über Motionen und Postulate
der eidgenössischen Räte 2019 schrieb der Nationalrat ein Postulat der WAK-NR als
erfüllt ab, das einen Bericht über die Situation der Besteuerung von Grundstücken mit
unterschiedlicher Eigentümerschaft verlangt hatte. Dieser Forderung war der
Bundesrat Ende Mai 2019 nachgekommen. 34
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Wohnungsbau und -eigentum

Auf Grund des Wohnbau- und Eigentumsförderungsgesetzes (WEG) sind seit 1975 vom
Bund in über 30'000 Fällen Beiträge an den Bau, den Erwerb und die Erneuerung von
Wohneigentum sowie für die Bereitstellung preisgünstiger bzw. alters- und
behindertengerechter Mietwohnungen geleistet worden. Die entsprechenden
Erstellungskostengrenzen wurden auf Anfang 1989 erhöht. Die 1987 vom EVD
eingesetzte Expertenkommission für Fragen der öffentlichen Förderung der
Altbauerneuerung lieferte ihren Schlussbericht ab, in welchem sie vorschlägt, die
Erhaltung der Wohnsubstanz vermehrt und wirksamer mittels einer Verstärkung des
WEG zu fördern. Weil durch Sanierungen zunehmend preisgünstiger Wohnraum
verlorengehe, müssten vermehrt auch Subventionen für die daraus resultierenden
Mietzinssteigerungen ausgeschüttet werden können. Im einzelnen schlug die
Kommission vor, neben einer flexibleren Handhabung der Subventionsauflagen,
steuerlichen Vergünstigungèn und einer besseren Information die bestehenden
Darlehensmöglichkeiten für bedürftige Haushalte mit einem steuerbaren Einkommen
bis zu 30'000 Franken zu verbessern. 35

BERICHT
DATUM: 04.02.1989
CHRISTIAN MOSER

Eine vom Bundesrat eingesetzte Expertenkommission zur Prüfung des Einsatzes des
Steuerrechts für wohnungs- und bodenpolitische Ziele kam zum Schluss, dass sich das
Ziel einer breiteren Streuung von Wohneigentum mit steuerlichen Erleichterungen nur
beschränkt erreichen lässt. Die Baulandhortung sei die Hauptursache für die
anhaltende Baulandknappheit; erschlossenes Bauland sei nämlich ausreichend
vorhanden. Einen entscheidenden Ansatz sahen die Experten in der konsequenten
Besteuerung des Baulandes aufgrund des Verkehrswertes. Im Gegenzug solle die
Liegenschaftssteuer abgeschafft werden, da diese vor allem ohnehin stark belastete
Neuerwerber treffe und bereits heute nicht mehr in allen Kantonen erhoben werde. 36

BERICHT
DATUM: 23.08.1995
EVA MÜLLER

Im April legte die vom Bundesrat eingesetzte Expertenkommission zur Überprüfung
eines allfälligen Systemwechsels bei der Wohneigentumsbesteuerung ihren Bericht
vor. Die Kommission favorisierte die Aufhebung der Eigenmietwertbesteuerung und den
gleichzeitigen Wegfall der Abzüge für Unterhaltskosten und Schuldzinsen. Da
hochverschuldete Wohneigentümer von einem Systemwechsel eher negativ betroffen
wären, schlug die Kommission eine zeitlich begrenzte Fortführung des
Schuldzinsabzugs vor. Mit einem maximalen Abzug von CHF 10'000 im ersten Jahr und
einer linearen Absenkung auf CHF 1'000 im zehnten Jahr würde sich der Systemwechsel
für den Bund dennoch ertragsneutral auswirken. In Tourismusgebieten könnten
allerdings massive steuerbedingte Mindereinnahmen entstehen. Aus diesem Grund
empfahl die Kommission die Einführung einer Sondersteuer auf Zweitwohnungen.

Die WAK des Nationalrats wollte nicht auf die bundesrätliche Vorlage warten und
erarbeitete ein eigenes Modell. Innerhalb der Kommission sprach sich die Linke für
eine kostenneutrale Revision aus. Die Bürgerlichen waren in dieser Frage gespalten.
Mehrheitlich bevorzugten sie eine Variante mit moderaten Steuereinbussen. Eine
bürgerliche Minderheit hielt jedoch sowohl am Schuldzins- als auch am
Unterhaltskostenabzug fest. Diese Variante entspricht faktisch der im Vorjahr vom Volk
abgelehnten Wohneigentumsinitiative und würde bei Bund und Kantonen zu
Mindereinnahmen von über einer Mrd. Fr. führen. Die Mehrheit der WAK sprach sich
schliesslich für einen Systemwechsel mit Unterhaltskostenabzug aus. Diese Variante
würde beim Bund Steuerausfälle von CHF 120 bis 150 Mio. und bei den Kantonen solche
von CHF 240 bis 450 Mio. verursachen. Neuerwerber sollten ausserdem während 15
Jahren in den Genuss eines vollen Schuldzinsabzugs kommen. Weiter wollte die WAK
eine 12jährige Übergangsfrist einführen, während der die Eigentümer das für sie
günstigere Modell wählen könnten. 37

BERICHT
DATUM: 10.05.2000
DANIEL BRÄNDLI

Le Conseil fédéral, au travers de son rapport, répond au postulat relatif aux intérêts
des PME dans la mise en œuvre de la LPCo. D'après celui-ci, l'OFCL utilise pleinement,
en faveur des PME, la marge de manœuvre présente au niveau de la mise en œuvre en
terme d'interprétation des normes techniques. L'autorité fédérale a notamment
développé des solutions techniques pour l'exécution des systèmes pour l'évaluation et
la vérification de la constance des performances à moindre charges pour les PME. De
plus, elle délivre différentes informations au secteur suisse de la construction, telles
que les prescriptions techniques applicables, les moyens de recours disponibles ou les
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coordonnées des organes compétents. Des aides pratiques fournies par les milieux
économiques et leurs associations contribuent également à la réduction des charges et
des contraintes administratives pour les PME. Dans le cadre du projet pilote PME,
l'OFCL collabore avec l'association faîtière de la filière bois, Lignum. Ils élaborent des
solutions pratiques pour réduire les problèmes rencontrés par les PME lors de la mise
en œuvre de la LPCo. Pour le Conseil fédéral, la collaboration avec les associations est
un succès. Il s'engage à ce que l'exécution de la LPCo reste simple et pragmatique à
l'avenir. 38

Wohnqualität

Dans son rapport en réponse au postulat relatif à la préservation de la physionomie
des localités suisses, le Conseil fédéral confirme l'apport sociétal, économique et
environnemental du patrimoine culturel. Le paysage bâti en Suisse n'a pas connu une
évolution satisfaisante, menaçant la sauvegarde de cet héritage. Pour assurer une
qualité élevée du milieu du bâti, le rapport prône un dialogue permanent entre toutes
les parties prenantes plutôt qu'un renforcement de la réglementation protégeant la
nature et le paysage. Les mesures réalisées ou prévues par le Conseil fédéral, à savoir
l'amélioration de la mise en œuvre de l'inventaire fédéral ISOS, l'élaboration d'une
stratégie interdépartementale de la culture du bâti et le renforcement de la
participation de la population, sont jugées suffisantes à la sauvegarde de la
physionomie des localités et au développement durable du milieu bâti. 39
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